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kompakt
Liebe Leserin, lieber Leser,

viele Arbeitnehmer können freiwillig eine Steuererklärung 
abgeben. Dafür haben sie vier Jahre Zeit; beispielsweise 
für die Steuererklärung 2017 bis Ende Dezember 2021. 
Wer lange auf eine Steuererstattung warten kann, erhält 
hohe Zinsen darauf. Das Finanzamt zahlt 15 Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstanden 
ist, Zinsen auf die Rückzahlungssumme in Höhe von     
0,5 Prozent für jeden vollen Monat, also 6 Prozent im 
Jahr. Die erhaltenen Zinsen sind aber als Kapitaleinkünfte 
zu versteuern. Haben Sie Steuernachzahlungen an das 
Finanzamt zu leisten, sollten Sie dies rechtzeitig tun vor 
Ablauf der 15 Monate nach dem Ende des Kalenderjahres, 
in dem die Steuer entstanden ist; beispielsweise für das 
Einkommensteuerjahr 2017 vor dem 1. April 2019. Sonst 
drohen Nachzahlungszinsen von 6% pro Jahr. Diese sind 
nicht abzugsfähig. Nach Betriebsprüfungen sind die Zinsen 
manchmal höher als die Steuernachzahlungen.
Trotz jahrelanger Niedrigzinsphase besteht der Zinssatz 
beim Finanzamt seit 1961 unverändert. Nun hält der Bun-
desfinanzhof in einem Beschluss vom 25. April 2018 diesen 
hohen Zinssatz insbesondere für Verzinsungszeiträume ab 
April 2015 für verfassungswidrig. Aufgrund eines weiteren 
Beschlusses vom 3. September 2018 hat nun das BMF eine 
Anweisung am 14. Dezember 2018 erlassen, wonach die 
Vollziehung von Zinsfestsetzungen auf Antrag auszusetzen 
ist und die mögliche Verfassungswidrigkeit auf Verzin-
sungszeiträume ab dem 1. April 2012 erweitert wird. Der 
Bund der Steuerzahler fordert eine Halbierung auf 3% pro 
Jahr, also 0,25% im Monat. Es bleibt abzuwarten, wie das 
Bundesverfassungsgericht entscheiden wird.

Es ist dringend zu empfehlen, innerhalb eines Monats beim 
Finanzamt Einspruch gegen den Zinsbescheid einzulegen. 
Sprechen Sie uns an, wir helfen Ihnen gern weiter.

➔  Einkommensteuer……………………………………………

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine April 2019*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung1	   Scheck2

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Sozialversicherung5	 26. 4. 2019	     entfällt	 entfällt

Kapitalertragsteuer
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10. 4. 2019	 15. 4. 2019          5. 4. 2019

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 4. 2019	 15. 4. 2019          5. 4. 2019

Arbeitnehmer, die von ihrem Arbeitgeber ein Dienstfahrrad zur 
Verfügung gestellt bekommen, können sich seit 1. Januar 2019 
besonders freuen. Der geldwerte Vorteil aus der Überlassung 
eines Fahrrads oder Elektrofahrrads ist nunmehr steuerfrei. Vor- 
aussetzungen hierfür sind, dass der Arbeitgeber den Vorteil zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt und 
das Elektrofahrrad verkehrsrechtlich nicht als Kraftfahrzeug ein-
zuordnen ist, z. B. weil der Motor auch Geschwindigkeiten über 
25 km/h unterstützt.
Mit der gesetzlichen Neuregelung soll das umweltfreundliche 
Engagement von Radfahrern und deren Arbeitgebern, die die 
private Nutzung sowie die Nutzung für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten 
für ihre Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt ermöglichen, 
honoriert werden.
Hinweis: Auch bezüglich der Begünstigung von Elektro- und 
Hybridelektrofahrzeugen bei der Dienstwagenbesteuerung gibt 
es seit Jahresbeginn eine gesetzliche Änderung. Diese müssen 
im Rahmen der Berechnung des geldwerten Vorteils nur noch 
mit der Hälfte des Neuwagenpreises angesetzt werden. Die 
Begünstigung gilt für Anschaffungen vor dem 1. Januar 2022.

Seit 1. Januar 2019:
Dienstfahrrad steuerfrei nutzen

Dienstfahrrad 
steuerfrei 
nutzen
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Vorsteuerabzug bei privater
Mitnutzung?
Frist 31. 7. 2019 beachten

Die tarifbegünstigte Veräußerung einer freiberuflichen Einzelpraxis setzt 
voraus, dass der Steuerpflichtige die wesentlichen vermögensmäßigen 
Grundlagen entgeltlich und definitiv auf einen anderen überträgt.
Ein Berater übte seine freiberufliche Tätigkeit in einer Einzelpraxis aus, die 
er für einen Kaufpreis von 750.000 € an die S-KG veräußerte. Gegenstand 
des Kaufvertrags war neben dem mobilen Praxisinventar auch der gesamte 
Mandantenstamm des Beraters. Er verpflichtete sich zudem, im Rahmen 
einer freiberuflichen befristeten Tätigkeitsvereinbarung neue Mandate für 
die S-KG zu akquirieren und seine bisherigen sowie die neu akquirierten 
Mandanten im Namen und für Rechnung der S-KG zu beraten. 
Da der Berater seine Tätigkeit für die S-KG nach zwei Jahren aufgegeben 
und unter Mitnahme des überwiegenden Teils seiner Mandanten wieder 
eine Beratungstätigkeit im Rahmen einer Einzelpraxis aufgenommen hatte, 
vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass der Veräußerungsgewinn als 
nicht begünstigter, laufender Gewinn zu erfassen sei.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Sichtweise des Finanzamts. Insbe-
sondere die spätere Wiederaufnahme der freiberuflichen Tätigkeit sprach 
gegen eine tarifbegünstigte Veräußerung. Dass dies zum Zeitpunkt der 
Praxisübertragung nicht geplant war, spielt keine Rolle. Maßgebend ist 
allein, ob es objektiv zu einer definitiven Übertragung der wesentlichen 
Praxisgrundlagen gekommen ist.

Grundsätzlich entsteht die Umsatzsteuer mit Ablauf des Voranmeldungs-
zeitraums, in dem die Leistung ausgeführt wurde (Sollbesteuerung). Auf 
die Zahlung des Entgelts kommt es dabei nicht an. Das führt dazu, dass 
der leistende Unternehmer die Umsatzsteuer vorfinanzieren muss, wenn er 
das Entgelt bis zur Fälligkeit der Umsatzsteuer noch nicht vereinnahmt hat.
Eine Spielervermittlerin, die im bezahlten Fußball tätig war, erhielt Provi-
sionszahlungen in Raten auf die Laufzeit der Arbeitsverträge vermittelter 
Spieler verteilt. Es stellte sich die Frage, ob die Vermittlerin die Umsatzsteuer 
im Jahr der Vermittlung versteuern und damit vorfinanzieren musste, oder 
in den Jahren, in denen sie die Zahlungen erhielt.
Der Gerichtshof der Europäischen Union entschied, dass die Umsatzsteuer 
mit Ablauf des Zeitraums entsteht, auf den sich die geleisteten Zahlungen 
beziehen. Dienstleistungen sind im Ausgangsfall dann bewirkt, wenn sie 
zu aufeinanderfolgenden Abrechnungen oder Zahlungen Anlass geben. 
Ob das im konkreten Fall so ist, muss der Bundesfinanzhof nun prüfen. 
Insbesondere wird es darum gehen, ob nur eine einzelne Leistung erbracht 
wurde, die in Raten bezahlt wurde, oder ob bei einem prämienabhängigen 
Spielergehalt tatsächlich aufeinanderfolgende Leistungen vorliegen.
Hinweis: Der Entscheidung ist auch über die Spielervermittlung hinaus 
weitreichende Bedeutung beizumessen. Sie sollte in sämtlichen Fällen von 
Ratenzahlungsgeschäften beachtet werden.

Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen ist 
es für den Vorsteuerabzug entscheidend, in wel-
chem Umfang eine Zuordnung zum unternehme-
rischen Bereich vorliegt. Nur wenn eine zumindest 
teilweise Zuordnung zum Unternehmensvermö-
gen erfolgt, ist grundsätzlich der Vorsteuerabzug 
und in späteren Jahren gegebenenfalls eine 
Vorsteuerberichtigung möglich.
Ein Unternehmer hat insbesondere dann be-
stimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er Gegen-
stände bezieht, die er teilweise unternehmerisch 
und teilweise nichtunternehmerisch zu verwen-
den beabsichtigt.
Handelt es sich bei der teilweisen nichtunterneh-
merischen Verwendung um eine nichtwirtschaft-
liche Tätigkeit im engeren Sinne (z.  B. ideelle, 
unentgeltliche Tätigkeit eines Vereins), besteht 
grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Im Wege der 
Billigkeit ist eine Zuordnung im vollen Umfang 
zum nichtunternehmerischen Bereich möglich.
Handelt es sich bei der teilweise nichtunter-
nehmerischen Verwendung hingegen um eine 
unternehmensfremde Tätigkeit (z. B. Entnahme 
für den privaten Bedarf des Unternehmers), hat 
der Unternehmer in der Regel folgende Zuord-
nungswahlrechte:
n	 Der Gegenstand kann insgesamt der unter-

nehmerischen Tätigkeit zugeordnet werden.
n	 Der Unternehmer kann den Gegenstand in 

vollem Umfang in seinem nichtunternehme-
rischen Bereich belassen.

n	 Der Gegenstand kann im Umfang der tatsäch-
lichen (ggf. zu schätzenden) unternehmeri-
schen Verwendung seiner unternehmerischen 
Tätigkeit zugeordnet werden.

Für eine Zuordnung zum unternehmerischen 
Bereich bedarf es weiterhin mindestens einer 
10-%-igen unternehmerischen Nutzung.
Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentschei-
dung zum Unternehmensvermögen mit end-
gültiger Wirkung bis spätestens zum 31. Juli 
des Folgejahrs erfolgt sein muss. Die Frist gilt 
unabhängig von einer etwaigen verlängerten 
Abgabefrist für die Steuererklärung. Wird die Frist 
versäumt, ist im Zweifel eine spätere Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen ausgeschlossen. 
Ein Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls eine 
Korrektur in späteren Jahren sind nicht mehr 
möglich.
Für Zuordnungen, die den Veranlagungszeit-
raum 2018 betreffen, muss bis zum 31. Juli 2019 
eine Zuordnungsentscheidung erfolgt sein. Teilen 
Sie diese in Zweifelsfällen zur Sicherheit dem 
Finanzamt schriftlich mit. Sprechen Sie hierzu 
rechtzeitig Ihren Steuerberater an.
(Quelle: Bundesministerium der Finanzen)

Sollbesteuerung
Zeitpunkt der Leistung bei Ratenzahlungen

Veräußerung einer freiberuflichen Einzelpraxis
Gefährdung der Tarifbegünstigung
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Die Errichtung einer 
Windenergieanla-
ge stellt einen Ein-
griff in die Natur 
dar. Dieser muss 
an anderer Stelle 
wieder ausgegli-
chen werden.
In einem vom Bundesfi-
nanzhof entschiedenen 
Fall schloss eine GmbH 
für diese Zwecke einen 
Nutzungsvertrag über 
Ausgleichsflächen mit einem Grundstückseigentümer. Hierfür schuldete 
sie dem Eigentümer insgesamt 70.000 € in zwei Raten. Die erste Rate 
(35.000 €) zahlte sie 2012. Der Grundstückseigentümer war der Auffas-
sung, dass die erhaltene Rate als Vorauszahlung auf einen Zeitraum von 
25 Jahren zu verteilen sei.
Der Bundesfinanzhof lehnte dies ab. Die erhaltene Zahlung war als steuer-
bare Einnahme aus Vermietung und Verpachtung komplett im Jahr 2012 zu 
erfassen. Zwar kann ein Steuerpflichtiger in bestimmten Fällen Einnahmen, 
die auf einer Nutzungsüberlassung von mehr als fünf Jahren beruhen, 
gleichmäßig auf diesen Zeitraum verteilen. Die Vertragsparteien hatten 
vorliegend jedoch keine bestimmte Vertragslaufzeit festgelegt. Der Bun-
desfinanzhof konnte auch offen lassen, ob es ausreichend gewesen wäre, 
wenn der Zeitraum der Nutzungsüberlassung anhand sonstiger objektiver 
Umstände bestimmbar gewesen wäre, da solche nicht vorlagen.

Flächennutzung 
für Windräder
Besteuerung 
der Vergütung

Vereinbart ein Arbeitgeber mit seinen Arbeitnehmern, dass anstelle des 
geschuldeten Arbeitslohns Zuschüsse für Internetnutzung und Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte gezahlt werden, ist eine Lohnsteuer-
pauschalierung für diese Zuschüsse nicht möglich. Nur wenn die Zuschüsse 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden, kann 
die Lohnsteuer pauschaliert werden.
Das Finanzgericht Düsseldorf kommt zu dem Ergebnis, dass die Arbeitneh-
mer ausdrücklich auf einen Teil ihres Bruttogehalts verzichtet und stattdes-
sen u. a. die hier genannten Leistungen vereinbart haben. Der Zweck des 
Merkmals „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ bestehe aber 
zwingend darin, die Umwandlung von Arbeitslohn in pauschal besteuerte 
Leistungen auszuschließen.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
Hinweis: Seit 1. Januar 2014 ist im Zuge einer gesetzlichen Neuregelung 
an die Stelle des Begriffs der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ die gesetzliche 
Definition der „ersten Tätigkeitsstätte“ getreten.

Krankheitskosten sind  soweit sie nicht von Kran-
kenkassen getragen werden   nur dann als außer-
gewöhnliche Belastung abzugsfähig, wenn sie „den 
Umständen nach notwendig sind“. Notwendig sind 
Aufwendungen zur Krankheitsbehandlung, wenn sie 
objektiv zur Heilung oder Linderung eines Leidens 
beitragen. Für wissenschaftlich nicht anerkannte 
Behandlungsmethoden ist der Nachweis über den 
notwendigen Einsatz vor Beginn der Behandlung 
durch ein amtsärztliches Gutachten oder die ärztli-
che Bescheinigung des medizinischen Diensts einer 
Krankenversicherung zu führen.
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln ist die 
Bioresonanztherapie den wissenschaftlich nicht 
anerkannten Behandlungsmethoden zuzurechnen. 
Da im entschiedenen Fall weder ein amtsärztliches 
Gutachten noch die alternative ärztliche Bescheini-
gung des medizinischen Diensts der Krankenversi-
cherung (ausgestellt vor Beginn der Behandlung) 
vorlagen, führten bereits diese Umstände dazu, 
dass keine außergewöhnliche Belastung anerkannt 
werden konnte.
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschlie-
ßend entscheiden.

In einem arbeitsgerichtlichen Vergleich wurde verein-
bart, dass die ursprünglich zum 31. Dezember 2011 
ausgesprochene Kündigung erst zum 31. Dezem-
ber 2013 wirksam werden sollte. Das dem Arbeit-
nehmer für die zwei Jahre zustehende Gehalt und 
die auf beide Jahre entfallenden Tantiemeansprüche 
wurden noch in 2013 an ihn ausgezahlt. Außerdem 
wurde eine Abfindung, zahlbar in 2014, vereinbart.
Der Arbeitnehmer beantragte sowohl für 2013 als 
auch für  2014 die Anwendung des besonderen 
Steuertarifs. Dies lehnte das Finanzamt ab.
Das Finanzgericht Hamburg folgte der Auffassung 
des Finanzamts. Die aufgrund des arbeitsgerichtli-
chen Vergleichs erfolgte Gehaltsnachzahlung war 
als „sonstiger Bezug“ im Jahr der Nachzahlung wie 
laufender Arbeitslohn zu versteuern. Gleiches galt 
für die Tantiemezahlungen.
Auch für die 2014 gezahlte Abfindung konnte eine 
Steuervergünstigung nicht gewährt werden, da 
sich keine erhöhte Steuerbelastung infolge einer 
Zusammenballung der Einkünfte ergeben hatte. Ein 
solche läge nur vor, wenn der Arbeitnehmer unter 
Einschluss der Entschädigung im jeweiligen Veran-
lagungszeitraum insgesamt mehr erhält, als dies bei 
ungestörter Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses der 
Fall gewesen wäre.

Zuschüsse zum Arbeitslohn
Lohnsteuerpauschalierung möglich?

➔  Einkommensteuer………………………………

Kosten für Bioresonanztherapie
Außergewöhnliche Belastung?

➔  Einkommensteuer……………………

Steuervergünstigung möglich?
Lohnnachzahlung und Abfindung
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„An was ist denn dein Chef gestorben?“ 
„Wir setzten Pfosten für einen Zaun. Ich hatte den Vor-
schlaghammer und er hielt die Holzpfosten mit beiden Händen fest.“ 
Soweit, so gut: „Doch dann sagte er: ‚Wenn ich mit dem Kopf nicke, 
haust du drauf!‘ Der hat nie wieder genickt.“

➔  Verfahrensrecht ………………………………………………

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdes-
sen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahres-
zahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-
längerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 

Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feier-
tagen fällt.

Ein Vater schenkte seiner Tochter 2012 Anteile an der A-GmbH, 
die als Holdinggesellschaft an mehreren Kapitalgesellschaften 
beteiligt war. Zur Berücksichtigung des Verschonungsabschlags, 
der die Schenkung zu 85 % steuerfrei stellt, war nach Auffassung 
des Finanzamts die sog.  Ausgangslohnsumme festzustellen. 
Demnach entfiele der Verschonungsabschlag anteilig, wenn die 
Summe der Lohnsummen innerhalb fünf Jahren nach der Schen-
kung die Mindestlohnsumme von 400 % der Ausgangslohnsum-
me unterschritt. Die A-GmbH meinte, sie sei als Kleinbetrieb von 
der Lohnsummenregelung auszunehmen, weil sie weniger als 
20 Beschäftigte hatte.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass das Finanzamt die Aus-
gangslohnsumme zutreffend festgestellt hatte. Das Gericht wies 
zudem darauf hin, dass es sich bei der Feststellung der Ausgangs-
lohnsumme und der Feststellung der Anzahl der Beschäftigten 
um zwei getrennte Beurteilungen handelt. Nur aus der Feststel-
lung einer Ausgangslohnsumme lässt sich daher i. d. R. nicht 
herleiten, ob der Betrieb mehr als 20 Beschäftigte hat und die 
Steuerbefreiung daher der Lohnsummenbeschränkung unterliegt.
Hinweis: Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz hat 
nicht zuletzt im Zuge der umfassenden Reform 2016 weitrei-
chende Änderungen erfahren. Es empfiehlt sich daher generell, 
stets auch einen Steuerberater hinzuzuziehen.

ErbschaftsteuerSchenkungsteuer

➔  Schenkungsteuer ……………

Verschonungsabschlag 
für Betriebsvermögen
Kleinbetrieb versus 
Lohnsumme

Ein Steuerpflichtiger erklärte in seiner Einkommensteuererklä-
rung einen Verlust als Mitunternehmer und einen Gewinn aus 
der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften. Das 
Finanzamt ließ bei der Veranlagung den Verlust wegen fehlender 
Feststellungs-Mitteilung unberücksichtigt und vermerkte dies ent-
sprechend in der Akte. Der Veräußerungsgewinn blieb ebenfalls 
außer Ansatz; jedoch ohne dass ein Vermerk erfolgte. Auch der 
Steuerbescheid enthielt lediglich einen Hinweis auf die fehlende 
Verlustfeststellung. Zum fehlenden Gewinn hingegen gab es kei-
ne Aussage. Erst drei Jahre später bemerkte das Finanzamt den 
Fehler. Das Thüringer Finanzgericht entschied, dass es sich bei 
der Nichtberücksichtigung des erklärten Veräußerungsgewinns 
um eine offenbare Unrichtigkeit handele, aufgrund derer das 
Finanzamt den formell bestandskräftigen Bescheid ändern durf-
te. Hierfür muss es sich um einen Fehler handeln, der in einem 
sonstigen unbewussten, gedankenlos-gewohnheitsmäßigen, 
unwillkürlichen Vertun besteht, z. B. einem Übersehen, falschen 
Ablesen, falschen Übertragen, Vertauschen oder Vergessen. Auf 
ein Verschulden kommt es nicht an. Im entschiedenen Fall sei 
bereits für unvoreingenommene Dritte ersichtlich gewesen, dass 
der Veräußerungsgewinn ohne erkennbaren Grund unerfasst ge-
blieben war. Dies ergebe sich daraus, dass der Verlust mit einem 
Vermerk gewürdigt worden war, während sich zu dem Gewinn 
keine Erläuterungen im Bescheid fanden.

Erstattung bei Zusammenveranlagung
Aufteilung der Steuerschuld zulässig
Werden Eheleute zusammen zur Einkommensteuer veranlagt, 
ist jeder Ehegatte bis zur vollständigen Zahlung der Steuern Ge-
samtschuldner. Das bedeutet, dass das Finanzamt rückständige 
Steuern von jedem Ehegatten verlangen kann. Allerdings kann 
jeder Ehegatte die Aufteilung der Steuerschuld beantragen. 
Dafür ist die festgesetzte Steuer zunächst nach dem Verhältnis 
der Beträge aufzuteilen, die sich bei Einzelveranlagung ergeben 
würden. Hierauf sind Steuerabzugsbeträge, wie z. B. Lohnsteuern 
und getrennt festgesetzte Steuervorauszahlungen jedes Ehe-
gatten, anzurechnen. Der Aufteilungsantrag kann auch gestellt 
werden, wenn sich aus der Veranlagung ein Erstattungsanspruch 
ergibt und das Finanzamt mit Steuerschulden eines Ehegatten 
aufrechnen will.                (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
Tipp: Befürchtet ein Ehegatte, dass das Finanzamt das gemein-
same Einkommensteuerguthaben mit Steuerschulden des Ehe-
partners aufrechnen will, sollte frühzeitig überprüft werden, ob 
ein Aufteilungsantrag sinnvoll ist. Der Antrag kann nur zwischen 
Bekanntgabe des Steuerbescheids und vor vollständiger Tilgung 
der Steuerschulden gestellt werden.

➔  Verfahrensrecht ……………………………

Fehler des Finanzamts
Offenbare Unrichtigkeit?


